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16/SVV/0469

öffentlich
Betreff:
Struktur der städtischen Gesellschaften in den Bereichen Vermarktung, Wirtschaftsförderung und 
Standortmanagement

Erstellungsdatum 19.07.2016
Eingang 922:

Einreicher: Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, CDU/ANW

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

14.09.2016 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die institutionell-organisatorischen Strukturen städtischer 
Gesellschaften oder Beteiligungsgesellschaften, die der wirtschaftlichen Förderung und/oder der 
wirtschaftlichen Entwicklung Potsdams im Bereich der wissenschafts-, technologie- und 
innovationsbasierten Gründerszene dienen, zu überprüfen. Ziel der Überprüfung sollte sein, eine 
Organisationsform zu finden, die der Vermarktung der Stadt im Allgemeinen und dem 
Standortmarketing im Besonderen dient. Die Organisation sollte sowohl für die Stadt als auch für 
die Unternehmen klar und einfach gestaltet sein und der Stadt zugleich ermöglichen, gemeinsam 
mit ihren Partnern klare Entwicklungskonzepte zu verfolgen.

gez. Peter Schüler gez. Matthias Finken
Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzender
Bündnis 90/Die Grünen CDU/ANW

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:

TOP 3.1



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
Potsdam realisiert sein Engagement in den Bereichen Vermarktung, Wirtschaftsförderung und 
Standortmanagement gegenwärtig über drei Gesellschaften:
Die Potsdam Marketing und Service GmbH ist eine Tochtergesellschaft des ProPotsdam 
Unternehmensverbundes. Sie führt das Stadtmarketing und das Tourismusmarketing in sich 
zusammen.
Die Potsdamer Technologie- und Gründerzentren GmbH mit ihren Betriebsstätten und (Unter-) 
Beteiligungen ist über das Beteiligungsmanagement der Landeshauptstadt Potsdam unmittelbar dem 
Bereich des Oberbürgermeisters zugeordnet und dient der Entwicklung und Vermarktung bzw. dem 
Management des Wirtschaftsstandortes Potsdam an unterschiedlichen Orten in der Stadt. 
Daneben soll jetzt in Golm unter Beteiligung der Landeshauptstadt Potsdam und der Universität 
Potsdam eine neue Standortmanagement- und Vermarktungsgesellschaft entstehen, in welcher die 
vor Ort bereits vorhandenen Strukturen aufgehen sollen.
Alle diese Gesellschaften dienen dem Wirtschaftsförder- und Vermarktungsinteresse der 
Landeshauptstadt Potsdam. Es besteht allerdings die Gefahr, dass aufgrund der Zersplitterung der 
Beteiligungsverhältnisse an diesen Gesellschaften parallele statt integrative Informations- und 
Kommunikationsstrukturen entstehen oder gar diametrale Geschäftspolitiken verfolgt werden.
Derzeit entfaltet der Wissenschafts- und Wirtschaftsstandort Golm in den kommenden Jahren dank 
der erfolgreich in Gang gekommenen Zusammenarbeit aller Akteure mit der geplanten Erweiterung 
um rund 40.000 Quadratmeter eine erfreuliche Dynamik. Die Stadt errichtet durch ihre TGZP mit dem 
zweiten GO:IN in Eigenregie ein weiteres Technologiezentrum. In die Entwicklung der weiteren 
Flächen, die das Land Brandenburg dort für wissenschaftsaffine Unternehmen bereitstellt, werden 
private Investoren einsteigen. Damit werden in Golm entsprechend den Empfehlungen des PM&P-
Gutachtens des brandenburgischen Europaministeriums wichtige Voraussetzungen für eine 
erfolgreiche Entwicklung geschaffen. Neben der Flächenerweiterung steht ein weiterer Erfolgsfaktor 
allerdings noch aus, nämlich die Überwindung der unklaren und überkomplexen Organisationsstruktur 
für das Standortmanagement von Golm. Bislang werden sowohl potentielle Interessenten als auch die 
Akteure selbst dadurch behindert, dass verschiedenste Zuständigkeiten, Verantwortlichkeiten und 
Services oft unkoordiniert und aneinander vorbei agieren. Da das Land Brandenburg 
erfreulicherweise angekündigt hat, das Standortmanagement künftig so zu fördern, dass dort sieben 
Mitarbeiter tätig sein werden, müsste jetzt die Chance genutzt werden zu optimierten und 
effizienteren Strukturen zu kommen, statt einfach eine bislang agierende Gesellschaft umzuwandeln. 
Aus diesem Grund empfiehlt es sich dann auch insgesamt, die Beteiligungen an diesen 
Gesellschaften zusammenzuführen, um dann eine integrative und abgestimmte 
Gesamtunternehmensführung und damit auch optimierte Wirtschaftsförder- und Vermarktungserfolge 
zu erzielen.
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Mitteilungsvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

16/SVV/0700

Betreff: öffentlich
Bericht zur Korruptionsprävention 2015

bezüglich
DS Nr.: 

Erstellungsdatum 25.10.2016
Eingang 922: 25.10.2016

Einreicher: Rechnungsprüfungsamt 

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium

09.11.2016 Hauptausschuss

Inhalt der Mitteilung:

Der Hauptausschuss nimmt zur Kenntnis:

Bericht zur Korruptionsprävention der Antikorruptionsbeauftragten, Frau Dorothee Reinert, und des 
Ombudsmannes, Herr Dr. Rainer Frank,  der Landeshauptstadt Potsdam 2015 gemäß Anlage

TOP 4.1



Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein

Das Formular „Darstellung der finanziellen Auswirkungen“ ist als Pflichtanlage beizufügen.

Fazit finanzielle Auswirkungen:

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1  Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4

Anlage:

Bericht zur Korruptionsprävention 2015
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Bericht zur Korruptionsprävention 2015 
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I.  Einleitung 

Nach der Definition von Transparency Deutschland International e.V. ist Korruption 

der Missbrauch von anvertrauter Macht zum privaten Nutzen oder Vorteil. Korruption 

gefährdet die soziale und demokratische Ordnung, sie unterhöhlt die Prinzipien der 

Gleichheit vor dem Gesetz und des freien Wettbewerbs. Die materiellen Schäden, 

die der Allgemeinheit durch Korruption zugefügt werden, sind immens. 

Diese Verhaltensweisen schaden auch dem Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger 

in die Objektivität des Handelns öffentlicher Stellen. Sie bedingen eine negative 

Haltung zu staatlichem Handeln, im Weiteren Verdruss über staatliche 

Organisationen und wirtschaftliche Einbußen. 

Das heißt, Korruption geht uns alle an.  

Die Landeshauptstadt Potsdam hat zur Bekämpfung von Korruption ein Bündel von 

Maßnahmen zusammengestellt, die der Korruption in allen ihren 

Erscheinungsformen begegnen sollen. Hierzu zählen die Einrichtung einer 

Ombudsstelle, einer Antikorruptionsstelle und eines Arbeitskreises Antikorruption. 

Das Wichtigste bei all den zu ergreifenden Maßnahmen ist und bleibt jedoch die 

Sensibilisierung und Aufklärung: Durchführung von Schulungen und Seminaren! 

Mitarbeitende der Landeshauptstadt Potsdam sollen wissen, welche Fallstricke auf 

sie lauern und wie sie diesen begegnen können, um sich und das Vertrauen der 

Bürgerinnen und Bürger in die Objektivität des Verwaltungshandelns der 

Landeshauptstadt Potsdam zu schützen. Sie sollen auch informiert sein, an wen sie 

sich in Zweifelsfällen wenden können. 

II.  Ombudsstelle 

Mit Beschluss des Hauptausschusses vom 25.11.2009 wurde erstmalig eine 

Ombudsstelle bei der Landeshauptstadt Potsdam als unabhängiger Ansprechpartner 

für die Aufnahme von Hinweisen auf Korruptionsverdacht eingerichtet, die durch 

eine/einen außerhalb der Verwaltung stehende/stehenden 

Rechtsanwältin/Rechtsanwalt ausgeübt werden sollte, um anwaltliche 

Verschwiegenheit gewährleisten zu können.  

Nach Ausscheiden der Ombudsfrau, Frau Rechtsanwältin Elke Schaefer, zum 

31.12.2014 wurde die Ombudsstelle der Landeshauptstadt Potsdam im Rahmen 

einer freihändigen Vergabe mit Herrn Rechtsanwalt Dr. Hartmut Grams zum 

01.01.2015 neu besetzt. Nach Ausscheiden von Herrn Dr. Grams zum 31.07.2015, 

wird die Ombudsstelle seit dem 03.09.2015 durch Herrn Dr. Rainer Frank 

wahrgenommen. Auch dieser Besetzung ging eine freihändige Vergabe unter 

Federführung der zuständigen Vergabestelle der Landeshauptstadt Potsdam voraus. 

 

Informationen zur Erreichbarkeit von Herrn Dr. Frank finden sich unter dem Button 

„Korruptionsprävention“ im Intranet der Landeshauptstadt Potsdam sowie im 

Internetauftritt der Landeshauptstadt als auch generell bei Sucheingabe 

„Ombudsmann Potsdam“. 
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Neben der Aufnahme und Erstbewertung von Hinweisen obliegt dem Ombudsmann 

die Beratung der Landeshauptstadt Potsdam in Fragen der Korruptionsprävention 

und die Durchführung von Schulungen und Seminaren. 

III.  Arbeitskreis Antikorruption 

Nach den Regelungen der Dienstanweisung zur Korruptionsprävention wird die 

Arbeit durch einen Arbeitskreis zur Korruptionsprävention unterstützt. Hiermit soll 

auch der Informationsfluss zu Fragen der Korruptionsprävention zwischen den 

Geschäftsbereichen der Landeshauptstadt Potsdam gewährleistet werden. 

Der Arbeitskreis Antikorruption setzte sich 2015 aus 10 Mitgliedern zusammen. 

Diese stammen aus folgenden Geschäftsbereichen/Fachbereichen/Bereichen: 

 

Geschäftsbereich 1  

Zentrale Steuerung und Finanzen:    Referentin  

       KIS, Interne Revision 

 

Geschäftsbereich 2 

Bildung, Kultur und Sport:  Mitarbeiterin Fachbereich Kultur und 
Museum 

 

Geschäftsbereich 3 

Soziales, Gesundheit, Jugend und Ordnung: Interne Revision 

 

Geschäftsbereich 4 

Stadtentwicklung, Bauen und Umwelt:  Leiterin Vergabeservice 

 

Geschäftsbereich 9 

Geschäftsbereich des Oberbürgermeisters: Vertreterin Bereich    
       Beteiligungsmanagement, 

       Vertreter Bereich Recht, 

       Leiter Bereich Personal, 

Mitarbeiterin Rechnungsprüfungsamt 
und Antikorruptionsbeauftragte. 

 

Der Arbeitskreis tagte in 2015 an drei Terminen. Wesentliche Themen bildeten 

hierbei die Erstellung der Gefährdungsatlanten der Geschäftsbereiche der 

Landeshauptstadt Potsdam, die zweifache Besetzung der Ombudsstelle und der 
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Umgang mit Einladungen zu Veranstaltungen für Mitarbeitende der 

Landeshauptstadt Potsdam, welche auch Eingang in die Arbeitsmaterialien zur 

Anwendung der Dienstanweisung zur Korruptionsprävention fanden.  

IV.  Antikorruptionsstelle 

Eine wichtige Aufgabe der Antikorruptionsbeauftragten bildete in 2015 auch wieder 

die Entgegennahme von Hinweisen, Recherchemaßnahmen und deren Bewertung. 

Sie koordiniert darüber hinaus die Aufgaben des Arbeitskreises und steht in engem 

Kontakt zu der Ombudsstelle.  

Wesentliche Aufgabe der Antikorruptionsbeauftragten ist weiterhin die Durchführung 

von Schulungen und die Beratung und Unterstützung der Verwaltung. 

Dies betrifft zum einen Anfragen zur Annahmemöglichkeit von Vorteilen. Hierzu 

zählen sowohl Geschenke an Mitarbeitende als auch Einladungen zu 

Veranstaltungen. Nach den Regelungen der Dienstanweisung zur 

Korruptionsprävention ist die Antikorruptionsstelle jeweils bei Zweifelsfragen 

hinzuzuziehen. Hiervon wurde, begründet durch die Häufigkeit von Einladungen im 

kulturellen Bereich, vor allen Dingen durch den Geschäftsbereich 2 Bildung, Kultur 

und Sport Gebrauch gemacht. Vereinzelt wurden Nachfragen aus den weiteren 

Geschäftsbereichen gestellt. Diese betrafen Fragen zu Einladungen zu 

Veranstaltungen. 

V.  Korporative kommunale Mitgliedschaft bei Transparency International 

Deutschland e.V. 

Seit 2010 ist die Landeshauptstadt Potsdam korporatives kommunales Mitglied bei 

Transparency International Deutschland e.V. Weitere korporative kommunale 

Mitglieder sind die Städte Bonn, Halle, Hilden und Leipzig. Zudem wurden in 2015 

Beitrittsverhandlungen mit der Fontanestadt Neuruppin aufgenommen, die seit dem 

01.01.2016 sechstes korporatives kommunales Mitglied ist.  

Durch ihren Beitritt zu Transparency International Deutschland e.V. hat die 

Landeshauptstadt Potsdam ihren Willen zur Bekämpfung von Korruption bekundet. 

Hierzu gibt sie alle drei Jahre eine Selbstverpflichtungserklärung ab, letztmalig hat 

die Landeshauptstadt Potsdam, der Oberbürgermeister, in 2013 die 

Selbstverpflichtungserklärung unterzeichnet. 

In 2015 wurde die Mitgliederversammlung von Transparency International 

Deutschland e.V. in Frankfurt am Main durchgeführt.  

In der Mitgliederversammlung war ein Tagesordnungspunkt unter anderem die 

Erhöhung der Mitgliedsbeiträge für natürliche und juristische Personen. Der 

Mitgliedsbeitrag wurde nach Abstimmung von 1.000,00 €/a für korporative Mitglieder 

auf 1.250,00 €/a festgesetzt. Der beabsichtigten Erhöhung der Mitgliedsbeiträge der 

natürlichen und juristischen Personen hatten in der Abstimmung in der 

Mitgliederversammlung zuvor die korporativen Mitglieder widersprochen. Nach einer 

kontrovers geführten Diskussion sprach sich die Mehrheit der anwesenden Mitglieder 

jedoch für eine Beitragserhöhung aus. 
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Hauptthemen der AG bildete der Umgang der Verwaltung mit besonders gefährdeten 

Bereichen in den Verwaltungen sowie das Eckpunktepapier von Transparency 

International Deutschland e.V.: „Verhaltensregeln für kommunale 

Mandatsträgerinnen und Mandatsträger“, auf welches durch Frau Dr. Rüß anlässlich 

des Seminars von Herrn Dr. Grams im Juni 2015 für Mitglieder der 

Stadtverordnetenversammlung bereits hingewiesen wurde. 

Die korporative Mitgliedschaft ermöglicht für die Landeshauptstadt Potsdam einen 

Erfahrungs- und Wissensaustausch. Jährliche Zusammentreffen werden durch den 

Leiter der AG Kommunen, Herrn Dr. Brocke und Frau Ulrike Löhr, geleitet. Begleitet 

werden diese Zusammenkünfte durch Frau Dr. Gisela Rüß, Vorstandsmitglied von 

Transparency International Deutschland e.V.. 

In 2015 hat sich die Arbeitsgemeinschaft der AG Kommunen in Leipzig getroffen. In 

diesem Treffen wurde unter anderem ein internetbasiertes Schulungssystem zur 

Korruptionsprävention vorgestellt, hier ein elektronisches Lernprogramm für 

Beschäftigte der Bundesverwaltung.  

Darüber hinaus wird von den Angeboten der Regionalgruppe Berlin/Brandenburg 

Gebrauch gemacht, welche in 2015 unter anderem zu Themen des 

Schulsponsorings eingeladen hat.  

VI.  Einzelne Maßnahmen in 2015 

 

1.  Arbeitsmaterialien zur Anwendung der Dienstanweisung zur 

Korruptionsprävention der Landeshauptstadt Potsdam   

Der Oberbürgermeister hat nach Aufnahme von Ermittlungen der 

Schwerpunktstaatsanwaltschaft für Korruptionsdelikte des Landes Brandenburg 

gegen den Geschäftsführer der Stadtwerke Potsdam GmbH und einen weiteren 

Mitarbeiter wegen des Vorwurfs der Vorteilsgewährung1 im Rahmen von 

Einladungen zu Veranstaltungen im Mai 2015 verfügt, dass bis auf Weiteres für 

städtische Mitarbeitende die Annahme von Einladungen zu vergleichbaren 

Veranstaltungen wie die Schlössernacht/Stadtwerkefest untersagt sei.  

Um Geschäfts-/Fachbereichsleitenden und Mitarbeitenden Entscheidungshilfen 

neben den Regelungen der Dienstanweisung zur Korruptionsprävention der 

Landeshauptstadt Potsdam zur Verfügung zu stellen, wurden in Zusammenarbeit 

des Ombudsmannes und der Antikorruptionsbeauftragten Arbeitsmaterialien zur 

Durchführung der Dienstanweisung zur Korruptionsprävention erstellt und 2016 

durch den Oberbürgermeister in Kraft gesetzt. Diese sollen auch durch Nennung von 

Beispielen eine rechtssichere Beurteilung zur Annahme von Vorteilen, Geschenke 

und Einladungen zu Veranstaltungen, ermöglichen. Mit Inkrafttreten der 

Arbeitsmaterialien im Mai 2016 wurde die Verfügung des Oberbürgermeisters zur  

                                                           
1 Die oben genannten Ermittlungsverfahren wurden durch die Schwerpunktstaatsanwaltschaft für 

Korruptionsdelikte des Landes Brandenburg zwischenzeitlich eingestellt. 
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vorläufigen Regelung zur Annahme von Einladungen vom 13.05.2015 außer Kraft 

gesetzt. 

 

2.  Gefährdungsatlanten 

Im September 2015 konnten die Gefährdungsatlanten der Geschäftsbereiche der 

Landeshauptstadt Potsdam erstmals den Mitgliedern des 

Rechnungsprüfungsausschusses vorgelegt werden. Eine Darstellung der Umsetzung 

zur Minimierung von Risiken ist für Ende 2016/Anfang 2017 vorgesehen.   

 

3.  Hinweise/Strafermittlungsverfahren  

Insgesamt haben sich sowohl an die Ombudsstelle, an die 

Antikorruptionsbeauftragte und die Staatsanwaltschaft Neuruppin 15 

Hinweisgebende gewandt.  

 

Lfd. Nr.  Stelle GB Status  

1/2015 AKB GB 3 geschlossen 

2/2015 OM GB 4 geschlossen 

3/2015 OM GB 3 geschlossen 

4/2015 AKB GB 4 geschlossen 

5/2015 StA GB 9 offen, 

Ermittlungsverfahren StA 

6/2015 AKB GB 4 geschlossen 

7/2015 AKB GB 3 geschlossen 

8/2015 AKB GB 4 geschlossen 

9/2015 AKB Dritte geschlossen 

10/2015 AKB GB 1 geschlossen 

11/2015 OM GB 3 geschlossen 

12/2015  AKB Dritte geschlossen 

13/2015 OM Dritte geschlossen 

14/2015 OM GB 4 geschlossen 

15/2015 OM GB 9/GB 4 offen 

AKB: Antikorruptionsbeauftragte 
OM: Ombudsmann 
StA: Staatsanwaltschaft 

 

TOP 4.1



 
 7 

Die Hinweise und das Ermittlungsverfahren beziehen sich auf Sachverhalte, die 

Mitarbeitende der Verwaltung der Landeshauptstadt Potsdam sowie Dritte betreffen.  

Die Ombudsstelle wurde in 2015 insgesamt in sechs Fällen von Hinweisgebenden 

um Überprüfung von Vorgängen ersucht. Kein an die Ombudsstelle herangetragener 

Fall führte in 2015 zu einer staatsanwaltlichen Ermittlung.  

Die Antikorruptionsstelle hat in 2015 acht Hinweise entgegengenommen. Auch hier 

hat kein Hinweis zu der Einschaltung der Strafermittlungsbehörden geführt.  

In den Fällen, wo Entscheidungen der Verwaltung für Hinweisgebende schwer 

verständlich waren, konnte in der Verwaltung darauf hingewirkt werden, zukünftig 

Entscheidungen ausführlicher und damit für die Bürgerinnen und Bürger 

nachvollziehbarer und verständlicher zu kommunizieren. 

Die oben genannten Hinweise hatten unter anderem den Verdacht einer 

Vorteilsgewährung bei einer Stellenbesetzung, einen Vergabeverstoß im Rahmen 

von Baumaßnahmen oder den Verdacht von unberechtigtem Verhalten der 

Mitarbeitenden der Landeshauptstadt Potsdam im Rahmen von 

Gebührenerhebungen oder der Erteilung von Genehmigungen zum Gegenstand.  

Weitere Hinweise betrafen nicht den Zuständigkeitsbereich der Landeshauptstadt 

Potsdam oder waren, da anonym und allgemein gehalten, ohne 

Rückfragemöglichkeit nicht aufklärbar. Auch diese Fälle wurden als geschlossen 

gekennzeichnet.  

Darüber hinaus hat die Schwerpunktstaatsanwaltschaft Neuruppin gegen einen 

Mitarbeiter der Landeshauptstadt Potsdam ein Ermittlungsverfahren in 2015 

eingeleitet. Dieses Verfahren betrifft den Vorwurf der Vorteilsgewährung. Das 

Verfahren ist derzeit noch nicht abgeschlossen. Die Landeshauptstadt Potsdam 

arbeitet zur Klärung des Vorwurfs mit der Schwerpunktstaatsanwaltschaft Neuruppin 

zusammen.  

In einem weiteren Fall, der als offen geführt wird, sind die Recherchemaßnahmen 

noch nicht abgeschlossen. 

 

4.  Schulungen und Seminare 

In 2015 konnten weitere Schulungen/Seminare durchgeführt werden. Diese betrafen 

vorwiegend Mitarbeitende des Eigenbetriebs Kommunaler Immobilien Service KIS. 

Auf Grund der Wechsel in der Ombudsstelle kam es hier jedoch zu Verzögerungen, 

so dass ein Großteil der Schulungen nach 2016 verschoben wurde. Den Mitgliedern 

der Stadtverordnetenversammlung wurde das Angebot einer Veranstaltung zur 

Neuregelung der Abgeordnetenbestechung im Juni 2015 durch Herrn Dr. Grams 

unterbreitet. Eine weitere Schulung wurde explizit für Auszubildende der 

Landeshauptstadt Potsdam durchgeführt. 

Die aktuellen Schulungsunterlagen sowohl der Antikorruptionsbeauftragten zur 

Anwendung der Dienstanweisung zur Korruptionsprävention der Landeshauptstadt 

Potsdam als auch die Schulungsunterlagen des Ombudsmannes aus 2016 können 
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im Intranet der Landeshauptstadt Potsdam eingesehen werden oder bei Bedarf auf 

Anfrage abgefordert werden. 

 

5.  Austausch mit den Antikorruptionsbeauftragten der städtischen 

Unternehmen  

In 2015 fand unter anderem ein Informationsaustausch unter Einbeziehung des 

Bereichs Beteiligungsmanagements, der Antikorruptionsbeauftragten der 

Landeshauptstadt Potsdam und der städtischen Unternehmen Stadtwerke Potsdam 

GmbH, Klinikum Ernst von Bergmann gGmbH, Pro Potsdam GmbH sowie dem 

kaufmännischen Geschäftsführer der Hans Otto Theater GmbH zu Fragen der 

Handhabung der Annahme und Ausgabe von Vorteilen sowie der Überprüfung der 

jeweils geltenden Compliance-Regelungen auf Änderungsbedarfe statt.  

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass die in der Landeshauptstadt und in den großen 

Unternehmen vorhandenen Regelwerke den Vorgaben an ein Compliance-

Regelwerk genügen.  

 

6.  Treffen der Antikorruptionsbeauftragten im Land Brandenburg 

 
Einmal jährlich findet ein Erfahrungs- und Informationsaustausch der 
Antikorruptionsbeauftragten der Landkreise und kreisfreien, kreisangehörigen Städte, 
Vertreter der Staatsanwaltschaft Neuruppin und des Landeskriminalamtes auf 
Einladung der Leiterin der Stabstelle Korruptionsprävention in der Landesverwaltung 
Brandenburg und Antikorruptionsbeauftragte des Ministeriums des Innern und für 
Kommunales des Landes Brandenburg statt.  
 
Ziel des Treffens ist in erster Linie die Förderung eines Austausches zwischen den 
Beteiligten. Aus diesen Zusammenkünften ist zwischenzeitlich ein kleiner 
Arbeitskreis aus Antikorruptionsbeauftragten des südwestlichen Brandenburgs 
entstanden.  
 
 

7.  Empfang von Delegationen 

In 2015 konnten wieder zwei Delegationen zum Austausch über 

Korruptionsprävention und der Handhabung des Themas innerhalb der 

Landeshauptstadt Potsdam empfangen werden. Diesmal wurde die 

Landeshauptstadt Potsdam sowohl von einer ukrainischen als auch einer 

vietnamesischen Delegation besucht.  

VII.  Handlungsschwerpunkte 2016/2017 

Wesentliche Handlungsschwerpunkte für die Arbeiten der Korruptionsprävention 

werden in 2016 weitere Schulungsangebote an Mitarbeitende der Landeshauptstadt 

Potsdam bilden. Ein Schwerpunkt wird hierbei auf der Schulung von Mitarbeitenden 

des Geschäftsbereichs 3 Soziales, Gesundheit, Jugend und Ordnung liegen. 
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Die Weiterführung der Gefährdungsatlanten wird den Arbeitskreis 

Korruptionsprävention darüber hinaus auch in 2016 beschäftigen. Ziel ist die 

Erstellung der Atlanten nach einheitlichen Kriterien und eine einfachere Handhabung. 

Die Überarbeitung der Dienstanweisung zur Korruptionsprävention soll Ende 2016 

abgeschlossen sein. Wesentliche Änderungen liegen in einer Überarbeitung der 

Regelungen zu Spenden und Sponsoring sowie einer Verfahrensanweisung zum 

Hinweisgebersystem. Angestrebt wird die Zusammenfassung von Regelungen zu 

Spenden und Sponsoring in einer eigenständigen Dienstanweisung. Die Regelungen 

der Arbeitsmaterialien zur Anwendung der Dienstanweisung zur 

Korruptionsprävention sollen künftig Eingang in die Dienstanweisung zur 

Korruptionsprävention finden. Datenschutzrechtliche Bestimmungen sollen explizit 

eingearbeitet werden. 

Nach Neufassung der Dienstanweisung für Korruptionsprävention ist für 2017 auch 

die Einführung eines internetbasierten Schulungssystems zur Korruptionsprävention 

angedacht. 

VIII.  Resümee 

Insgesamt zeigt sich die Arbeit der Korruptionsprävention weiterhin auf einem guten 

Weg, was natürlich Korruptionsfälle nie ganz verhindern kann, aber den 

Mitarbeitenden durch Aufklärung und die Möglichkeit der Beratung in Einzelfällen ein 

Rüstzeug an die Hand gibt, nicht in Abhängigkeiten oder Fallstricke zu geraten. 

In Zusammenarbeit mit dem Ombudsmann konnten darüber hinaus viele 

Rechtsfragen geklärt werden, wozu unter anderem Fragen zu Einladungen zu 

Veranstaltungen genauso wie Fragen zur Durchführung von Veranstaltungen 

zählten. Diese standen bei Anfragen von Mitarbeitenden der Landeshauptstadt 

Potsdam gegenüber Anfragen zur Annahme von Geschenken im Vordergrund. 

 

 

 

 

 

gez. Dorothee Reinert      gez. Dr. Rainer Frank 

Antikorruptionsbeauftragte     Ombudsmann  

(seit dem 03.09.2015)
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Niederschrift
47. öffentliche/nicht öffentliche Sitzung des Hauptausschusses

Sitzungstermin: Mittwoch, 09.11.2016
Sitzungsbeginn: 16:00 Uhr
Sitzungsende: 16:43 Uhr
Ort, Raum: R. 280 a, Stadthaus

Anwesend sind:

Ausschussvorsitzender

 Herr  Jann Jakobs Oberbürgermeister

Ausschussmitglieder

 Frau Dr. Sigrid Müller DIE LINKE
 Frau Dr. Karin Schröter DIE LINKE
 Herr  Marcus Krause SPD
 Herr  Peter Schultheiß SPD
 Herr  Kai Weber SPD
 Herr  Matthias Finken CDU/ANW
 Herr  Horst Heinzel CDU/ANW
 Herr  Peter Schüler Bündnis 90/Die Grünen

stellv. Ausschussmitglieder

 Frau  Birgit Müller DIE LINKE
 Frau  Imke Eisenblätter SPD
 Herr  David Kolesnyk SPD
 Herr  Götz Thorsten Friederich CDU/ANW
 Frau  Janny Armbruster Bündnis 90/Die Grünen
 Herr  Jan Kuppert DIE aNDERE

Nicht anwesend sind:

Ausschussmitglieder

 Herr  Sascha Krämer DIE LINKE entschuldigt
 Herr Dr. Hans-Jürgen Scharfenberg DIE LINKE entschuldigt
 Herr  Pete Heuer SPD entschuldigt
 Frau  Anke Michalske-Acioglu SPD entschuldigt
 Herr  Günter Anger CDU/ANW entschuldigt
 Herr  Uwe Fröhlich Bündnis 90/Die Grünen entschuldigt
 Herr  Eric Blume DIE aNDERE entschuldigt
 Herr  Wolfhard Kirsch Bürgerbündnis-FDP entschuldigt
 Herr  Dennis Hohloch AfD nicht entschuldigt

Schriftführerin:
Frau Heike Ziegenbein Büro der Stvv
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Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemäßen Ladung / 
Feststellung der öffentlichen Tagesordnung/ Entscheidung über eventuelle 
Einwendungen gegen die Niederschrift des öffentlichen Teils der Sitzung vom 
12.10.2016

3 Überweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung

3.1 Struktur der städtischen Gesellschaften in den Bereichen Vermarktung, 
Wirtschaftsförderung und Standortmanagement
Vorlage: 16/SVV/0469
Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, CDU/ANW

4 Mitteilungen der Verwaltung

4.1 Bericht zur Korruptionsprävention 2015
Vorlage: 16/SVV/0700
Oberbürgermeister, Rechnungsprüfungsamt

5 Sonstiges

Niederschrift:

Öffentlicher Teil

zu 1 Eröffnung der Sitzung

Der Oberbürgermeister eröffnet die Sitzung.
zu 2 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemäßen Ladung / 

Feststellung der öffentlichen Tagesordnung/ Entscheidung über eventuelle 
Einwendungen gegen die Niederschrift des öffentlichen Teils der Sitzung 
vom 12.10.2016

Der Oberbürgermeister stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die 
Beschlussfähigkeit fest. Zu Beginn der Sitzung sind 15 Mitglieder bzw. 
stellvertretende Mitglieder des Hauptausschusses anwesend.

Bezüglich der öffentlichen Tagesordnung schlägt er vor, den 
Tagesordnungspunkt 7.2 – Angelegenheiten Energie- und Wasser Potsdam 
GmbH aus dem nicht öffentlichen Teil im öffentlichen Teil als Punkt 4.2 zu 
beraten.

Die so geänderte Tagesordnung wird zur Abstimmung gestellt und einstimmig 
bestätigt.
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Die Niederschrift des öffentlichen Teils der 46. Sitzung des Hauptausschusses 
vom 12.10.2016 wird mit 13 Ja-Stimmen, bei 2 Stimmenthaltungen bestätigt.

zu 3 Überweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung

zu 3.1 Struktur der städtischen Gesellschaften in den Bereichen Vermarktung, 
Wirtschaftsförderung und Standortmanagement
Vorlage: 16/SVV/0469
Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, CDU/ANW

Herr Friederich bringt die Vorlage ein und begründet das Anliegen, die 
institutionell-organisatorischen Strukturen überprüfen zu wollen. Er betont, dass 
dies sowohl betriebswirtschaftlich als auch gesellschaftlich sinnvoll sei und er 
deshalb die ablehnende Haltung des Oberbürgermeisters nicht nachvollziehen 
könne.  
Gegen seinen Vorschlag, diesen Antrag nochmals bis zur nächsten Sitzung des 
Hauptausschusses zurückzustellen, erhebt sich kein Widerspruch.

zu 4 Mitteilungen der Verwaltung

zu 4.1 Bericht zur Korruptionsprävention 2015
Vorlage: 16/SVV/0700
Oberbürgermeister, Rechnungsprüfungsamt

Zu diesem Tagesordnungspunkt begrüßt der  Oberbürgermeister die 
Antikorruptionsbeauftragte der Landeshauptstadt Potsdam Frau Reinert  und den 
Ombudsmann Herrn Dr. Frank.
Frau Reinert verweist darauf, dass der Bericht die Arbeit des Jahres 2015 
widerspiegele und der Schwerpunkt auf Schulungen und Seminare gelegt worden 
sei. 

Nach der Beantwortung einiger Rückfragen wird der Bericht zur Kenntnis 
genommen.

zu 4.2 Angelegenheiten Energie- und Wasser Potsdam GmbH

Zu diesem Tagesordnungspunkt begrüßt der Oberbürgermeister Herrn Stäblein 
und Herrn Buchholz von der  Energie- und Wasser Potsdam GmbH.

Herr Stäblein merkt eingangs an, dass er seit Ende Juli diesen Jahres einer der 
drei Geschäftsführer der Energie- und Wasser Potsdam GmbH ist und heute über 
die Änderung der Energiepreise im Jahr 2017 informieren wolle.

An Hand einer Power-Point-Präsentation, die der Niederschrift als Anlage 
beigefügt ist, erläutert er 

- die Strompreisstruktur 2005 – 2017
- die Änderung der Stromkosten ab 01.01.2017
- die Gaspreisentwicklung
- die Änderung der Gaskosten ab 01.01.2017
- die Auswirkungen auf die Kunden
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zu 5 Sonstiges

Frau B. Müller weist darauf hin, dass der Maler Herr Scheel, der ein Atelier im 
Rechenzentrum nutzt, die Mitglieder des Hauptausschusses zeichnen wolle. Dies 
habe er auch schon in der Gemeindevertretung von Kleinmachnow getan und die 
Bilder anschließend ausgestellt und zum Kauf angeboten. Gleiches sei nun für 
Potsdam geplant.  Herrn Scheel werden die nächsten drei Sitzungstermine des 
Hauptausschusses angeboten. 
Sollte jemand dies nicht wünschen, wird um eine entsprechende Information des 
Büros der Stadtverordnetenversammlung gebeten.

- die Fernwärmepreise und die Gesamtkostenveränderung für einen 
durchschnittlichen Potsdamer Haushalt.

Der Oberbürgermeister bedankt sich für die Information und betont, dass es 
wichtig sei, die Hintergründe für die Preisänderungen zu erläutern. Er bedauere, 
dass aus der Aufsichtsratssitzung schon im Vorfeld der Berichterstattung im 
Hauptausschuss über diese Angelegenheit  in der Öffentlichkeit/Presse berichtet 
wurde. 

Anschließend werden die Fragen der Mitglieder des Hauptausschusses 
beantwortet, so von Frau B. Müller zur Weitergabe der erhöhten Kosten auch an 
Firmenkunden und von Herrn Schüler zu den Gründen der offensichtlichen 
Benachteiligung der Geringverbraucher.  
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